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Antrag 53/II/2018 AGMigration und Vielfalt LDK

Anerkennungsverfahren durch IHK FOSA

Beschluss:

Die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundesregierung sollen sich dafür einsetzen, dass die Bearbeitungsdauer für den

Folgeantrag nach dem “Gesetz über die Feststellung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen” (Berufsqualifikations-

feststellungsgesetz - BQFG) zur vollständigen Anerkennung max. drei Monate beträgt. Diese Frist soll im Gesetz festgehalten

werden.

 

Gemäß § 6 Absatz 3 BQFG muss das Gleichwertigkeitsfeststellungsverfahren grundsätzlich innerhalb von drei Monaten ab-

geschlossen werden.  Nach Abschluss des Gleichwertigkeitsfeststellungsverfahrens stellt die IHK FOSA einen offiziellen und

rechtssicheren Bescheid aus. Folgende Ergebnisse sind möglich:

 

• Anerkennung der vollständigen Gleichwertigkeit.

• Anerkennung einer teilweisen Gleichwertigkeit. Hier kann durch gezielte Anpassungsqualifizierung (z.B. Praktika, Be-

rufserfahrung, Weiterbildungen) das noch fehlende berufliche Know-how nachgeholt werden. Innerhalb von 5 Jahren

ist es möglich, einen Folgeantrag zu stellen, mit dem eine volle Gleichwertigkeit erreicht werden kann.

• Ablehnung des Antrages, wenn keinerlei Gleichwertigkeit festgestellt werden konnte.

 

Die Bearbeitungsdauer für den Folgeantrag dauert durchschnittlich mind. sechs Monate. Laut Aussagen der IHK FOSA Mit-

arbeiter*innen werden nur zuerst die Erstanträge bearbeitet, da die gesetzliche Vorgabe hier eingehalten muss. Die Bearbei-

tungdes Folgeantrages zudemeinfacher,weil nur dieAnpassungsqualifizierungoder ggf, Praktikumsnachweis geprüftwerden

muss.

 

Für die Antragsteller*innen heißt das: Unnötiges Warten. Die Antragsteller können in dieser Zwischenzeit auch keine, ihrer

Qualifikation entsprechend, adäquaten Stellen antreten. In Zeiten des Fachkräftemangels sollte eine qualifizierte Fachkraft

schnellstmöglich den Zugang in den primären Arbeitsmarkt erhalten.

Überweisen an

AH Fraktion

Stellungnahme(n)

Stellungnahme der AH-Fraktion 2020 (AK VIII): 

 

Antwort: Beratungen zur Bearbeitungsdauer vonmax. 3Monaten für den Folgeantrag nach dem “Gesetz über die Feststellung

der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen” (Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz – BQFG) zur vollständigen Anerken-

nung, festzusetzenhat die SPD-Fraktionnochnicht aufgenommen. Es liegt einAbschlussbericht „GemeinsameEvaluierungder

Anerkennungsgesetze der Länder“ und „Evaluierung des Gesetzes über die Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen

des Landes Berlin“ vom 06.12.2019 vor (s. Drucksache 18/236906).

An der Schnittstelle zur Integrationspolitik arbeitet die SPD-Fraktion an einer allgemeinen Vereinfachung des Prozederes der

Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse.
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